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Vorwort

Umfragen bei Familienunternehmen zeigen, dass die Überbürokratisierung 
in Deutschland und der Europäischen Union inzwischen als der größte 
Wettbewerbsnachteil im Vergleich der wichtigsten Industrienationen ange­
sehen wird. Bürokratie steht hier im Rang noch vor den Standortkosten 
und dem Fachkräftemangel. Sie verhindert Investitionen hierzulande und 
lenkt solche um in andere Länder. Statt sich auf das eigentliche Geschäft 
konzentrieren zu können, müssen Formulare ausgefüllt und mit langen 
Planungs- und Genehmigungszeiten gerechnet werden. Hier besteht ein 
gewaltiger Handlungsbedarf für die Politik.

Wie kann dieser gordische Knoten durchschlagen werden und wie kann 
es gelingen, dass die Politik unnötige Regelungen nachhaltig und wirksam 
vermeidet und bestehende verzichtbare Bürokratieanforderungen endlich 
beseitigt?

Prof. Dr. Winfried Kluth, Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht 
an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, war Richter am Lan­
desverfassungsgericht Sachsen-Anhalt und ist stellvertretender Vorsitzender 
der Deutschen Gesellschaft für Gesetzgebung (DGG). Er befasst sich inten­
siv mit dem Lösungsmodell: „Bürokratiefilter“.

Die Idee des Bürokratiefilters besteht darin, dass sowohl Regierungen 
als auch Verwaltungen zunächst einmal ihre Denkweise grundlegend neu 
ausrichten. Die neue Gesetzgebungs- und Verwaltungs-Governance sollte 
neben der Regelorientierung vor allem auch die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft beachten. Vorschriften müssen so ausgerichtet sein, dass sie 
Unternehmen zur Innovation und Transformation eher befähigen als diese 
verhindern.

Als Arbeitsgrundlage für den Gesetzgebungsprozess muss dieses Leit­
bild für Legislative und Verwaltung mit spezifischen Maßgaben für die 
einzelnen Arbeitsbereiche unterlegt und von der Regierung konsequent 
umgesetzt werden. Dazu sind auf allen Ebenen organisatorische und ver­
fahrensrechtliche Grundlagen zu schaffen, um das erforderliche Wissen in 
den Ministerien und den nachgeordneten Verwaltungen zu vermitteln.

Möchte man im legislativen Prozess die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt­
schaft mitdenken, so setzt dies voraus, dass sich der Gesetzgeber Zeit für 
Qualität nimmt. Wer Gesetze durchpeitscht, kann nicht erkennen, ob sie 
irreparable Schäden für den Wirtschaftsstandort auslösen.
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Ein wirksamer Bürokratiefilter setzt voraus, dass Bürokratieabbau in 
Deutschland wieder Chefsache wird, also beim Bundeskanzleramt angesie­
delt ist.

Als zentrales Verfahrenselement schlägt Kluth einen ex ante-Praxischeck 
als Teil der Gesetzesfolgenabschätzung vor, um die zu erwartenden Büro­
kratie- und Erfüllungslasten der Normadressaten detailliert zu ermitteln 
und Lösungsalternativen zu erarbeiten.

Die Prüfkriterien einer wettbewerbssichernden Gesetzgebung sollte die 
Bundesregierung in einem ressortübergreifenden Leitfaden festlegen. Da­
zu zählen z.B. bei Kontroll- und Dokumentationspflichten:

• Welche Verantwortung / Interessen werden wahrgenommen?
• Besteht ein Eigeninteresse des Unternehmens an der Kontrolle / Doku­

mentation? Wird damit an einen innerbetrieblichen Ablauf angeknüpft?
• Oder geht es um Interessen der Allgemeinheit oder Dritter? Besteht ein 

Zusammenhang zu bestehenden Rechtspflichten?
• Können diese auch anderweitig durchgesetzt werden? Wenn ja; welche 

Rolle spielt die zusätzliche Kontrolle / Dokumentation?
• Erfüllt diese ihren gesetzlichen Steuerungszweck?
• Ist sie in Bezug auf Umfang und Häufigkeit angemessen?
• Ist die Art der Übermittlung angemessen?
• Gibt es eine die Unternehmen weniger belastende alternative Ausgestal­

tungsmöglichkeit?

Ein entscheidendes Element des vorgeschlagenen Bürokratiefilters ist, dass 
Ressorts gegenüber dem Bundeskanzleramt und dem Nationalen Normen­
kontrollrat zur Vorlage und zur Begründung verpflichtet werden. Auf die­
se Weise wird im Gesetzgebungsverfahren transparent gemacht, welche 
Lasten auf die Unternehmen zukommen und aus welchen Gründen sie un­
verzichtbar sind. Nur so kann rechtzeitig kontrolliert werden, ob diese Ar­
gumente auch einer Prüfung, ob der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
geschadet wird, standhalten. Der Nationale Normenkontrollrat sollte dabei 
ein Vetorecht erhalten, um zumindest eine nochmalige Prüfung auslösen zu 
können.

Zur realistischen Einschätzung der Auswirkungen zusätzlicher Belastun­
gen auf Unternehmen soll ein Verfahren zur regelmäßigen Ermittlung 
des branchenbezogenen Belastungsumfangs etabliert, jährlich durchgeführt 
und veröffentlicht werden.

Um eine zeitnahe Überprüfung bestehender Bürokratie- und Erfüllungs­
lasten zu ermöglichen, sollte die Bundesregierung die Durchführung eines 
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entsprechenden ex post-Praxischecks in Form eines Gutachtens beauftra­
gen, die Regelungen nach den Kriterien des Leitfadens beurteilen und 
Vorschläge zu deren Abschaffung erarbeiten lassen.

Prof. Rainer Kirchdörfer

Vorstand der Stiftung Familienunternehmen 
Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirats

Vorwort
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Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse

Trotz jahrzehntelanger Bemühungen zahlreicher Bundes- und Landesregie­
rungen ist in Deutschland kein wirksamer nachhaltiger Bürokratieabbau 
gelungen. Vielmehr ist in den letzten Jahren eine deutliche Steigerung der 
Belastung von Unternehmen zu verzeichnen. Die Glaubwürdigkeit politi­
scher Akteure, die einen Bürokratieabbau versprechen, wird zunehmend in 
Frage gestellt.

Vor diesem Hintergrund bedarf es einer grundlegend neuen Denkweise 
der Regierungen sowie einer korrespondierenden Gesetzgebungs- und Ver­
waltungsgovernance mit folgendem positiven Ziel: Unternehmen sollen zur 
Innovation und Transformation befähigt werden, um zur Nachhaltigkeit 
und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft beizutragen.

Die wichtigsten Ergebnisse der Studie lassen sich in den folgenden zen­
tralen Handlungsempfehlungen zusammenfassen:

1. In künftigen Koalitionsverträgen sollte ein Bekenntnis zu einer Ge­
setzgebung-Governance, die Unternehmen ermutigt und unterstützt, 
etwa unter den Leitgedanken „Zeit für Qualität“ und „unternehmens­
bezogene Ermöglichungskultur“ verankert werden, das die gründliche 
Anwendung eines Bürokratiefilters im Gesetzgebungsverfahren sowie 
die Schaffung der dafür erforderlichen Strukturen in den Ressorts 
einschließt.

2. Die Umsetzung dieser Gesetzgebungs-Governance in allen Ressorts 
und Gesetzgebungsverfahren sollte durch eine entsprechend qualifi­
zierte Stelle des Bundeskanzleramts im Rahmen des § 40 GGO beglei­
tet und beaufsichtigt werden.

3. Als zentrales Verfahrenselement der Gesetzgebungs-Governance soll­
te zur gründlichen Ermittlung von zu erwartenden Bürokratie- und 
Erfüllungslasten der Normadressaten in § 44 GGO ein ex ante-Praxi­
scheck als Teil der Gesetzesfolgenabschätzung vorgeschrieben werden.
a. Zur angemessenen Durchführung muss bei der Erstellung des Refe­

rentenentwurfs ein entsprechender Zeitraum eingeplant und eine 
dafür geeignete Arbeitsstruktur (siehe Nr. 4) entwickelt werden (Zeit 
für Qualität). Im Rahmen des Praxischecks sind Lösungsalternati­
ven zu berücksichtigen beziehungsweise zu erarbeiten.
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b. Sind in Bezug auf ein Gesetzgebungsverfahren Unternehmen nicht 
betroffen oder keine oder sehr geringe neue Belastungen zu erwar­
ten, so kann auf den ex ante- Praxischeck verzichtet werden. Die 
Entscheidung sollte unter Einbeziehung der Unternehmenspartner 
in der Arbeitsstruktur für Praxischecks getroffen werden.

c. Ist ein Gesetzgebungsverfahren eilbedürftig, so kann auf einen ex 
ante-Praxischeck verzichtet werden. In diesen Fällen sollte das Ge­
setz in der Regel mit einer zeitlichen Befristung beschlossen und 
eine Pflicht zur Evaluation mit einem ex post-Praxischeck beschlos­
sen werden.

4. Zur Durchführung der Praxischecks und der Anwendung der weite­
ren Elemente des Bürokratiefilters (siehe Nr. 5) sind in den Ressorts, 
die regelmäßig unternehmensrelevante Gesetze erlassen, Arbeitsstruk­
turen mit entsprechend geschulten Mitarbeitern (siehe Nr. 8) einzu­
richten, die die Arbeit in den jeweiligen Fachressorts begleiten. Diese 
Arbeitseinheiten sollen im Gesetzgebungsverfahren auch Parlaments­
ausschüsse unterstützen, wenn im Rahmen von Ausschussberatungen 
Änderungen oder Ergänzungen an Regierungsentwürfen vorgenom­
men werden.
a. Die Praxischecks sollen durch ad hoc-Arbeitsgruppen durchgeführt 

werden, an denen neben den federführenden Vertretern des für das 
Gesetzgebungsverfahren zuständigen Ressorts auch Vertreter der 
für die Ausführung des Gesetzes zuständigen Behörden sowie der 
betroffenen Unternehmen mitwirken.

b. Die Rekrutierung der Unternehmen sollte über die jeweiligen Wirt­
schafts- und Berufskammern beziehungsweise Unternehmensver­
bände erfolgen.

c. Die Auswahl der Behörden sollte durch die Länder und die Kom­
munalverbände erfolgen, soweit das Gesetz nicht durch Bundesbe­
hörden ausgeführt wird.

5. Die Bundesregierung entwickelt einen ressortübergreifenden Leitfaden 
für die Prüfung und Begründung neuer Bürokratie- und Erfüllungslas­
ten von Unternehmen im Gesetzgebungsverfahren. Der Leitfaden kon­
kretisiert den Prozess der Alternativen- und Angemessenheitsprüfung 
und dient zur Strukturierung der Begründung von als angemessen 
erachteten Bürokratie- und Erfüllungslasten.

6. Für die Ermöglichung einer externen Kontrolle ist eine Vorlage- und 
Begründungspflicht gegenüber dem Nationalen Normenkontrollrat 

Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse
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(NKR) im NKR-Gesetz einzuführen und mit einem Veto-Recht zu 
ergänzen.

7. Da die Auswirkungen zusätzlicher Belastungen auf Unternehmen nur 
realistisch eingeschätzt werden können, wenn auch die bereits beste­
henden Belastungen in die Überlegungen einbezogen werden (kön­
nen), soll ein Verfahren zur regelmäßigen Ermittlung des branchenbe­
zogenen Belastungsumfangs etabliert werden. Diese Ermittlung soll 
in Zusammenarbeit mit Verbänden und Unternehmen der jeweiligen 
Branchen durch das Statistische Bundesamt jährlich durchgeführt und 
veröffentlicht werden.

8. Die inhaltliche und organisatorische Entwicklung eines Aus- und Wei­
terbildungsangebots sowie die weitere Forschung zur bürokratiearmen 
Gesetzgebung sollte durch ein Kompetenzzentrum Legistik erfolgen, 
das als Ressortforschungseinrichtung des Bundesministeriums der Jus­
tiz oder beim Bundeskanzleramt errichtet und unterhalten werden 
könnte. Korrespondierend sind die entsprechenden Aus- und Weiter­
bildungspflichten in den Ressorts so umzusetzen, dass eine ausreichen­
de Zahl von Mitarbeitern über das erforderliche Wissen verfügt.

9. Die unter 1 bis 8 angeführten Handlungsempfehlungen gelten entspre­
chend für die Gesetzgebungsverfahren der Länder.

10. Um eine zeitnahe Überprüfung bestehender Bürokratie- und Erfül­
lungslasten zu ermöglichen, sollte die Bundesregierung die Durchfüh­
rung eines entsprechenden ex post-Praxischecks in Gestalt eines Gut­
achtens beauftragen. Die Gutachter sollten die bestehenden bürokra­
tische Belastungen erzeugenden Regelungen nach den Kriterien des 
Leitfadens (siehe Nr. 5) beurteilen und Vorschläge zu deren Abschaf­
fung oder Änderung formulieren.
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